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Die Abstimmungsschlacht ist ge-
schlagen, die Revision des Miet-
rechts abgelehnt. Bei der Miet-
zinsgestaltung sowie der Bestim-
mung der Missbräuchlichkeit des
Mietzinses bleibt deshalb (vor-
erst) alles beim Alten. 

ANFANGSMIETZINS
Auch im Mietrecht gilt des Prinzip
der Vertragsfreiheit, im Speziel-
len der Inhaltsfreiheit. Das heisst,
der Mietzins wird von den Partei-
en grundsätzlich frei bestimmt.
Die Art. 269 ff. OR über den
Schutz vor missbräuchlichen
Mietzinsen schränken diesen
Grundsatz jedoch erheblich ein.

MIETZINSANPASSUNGEN
Im Gegensatz zur Miete von
Wohnräumen wird bei Geschäfts-
räumen oft ausdrücklich im Ver-
trag geregelt, wie die Mietzinse in
Zukunft angepasst werden. Im
Vordergrund steht dabei die Ver-
einbarung einer Umsatzmiete, ei-

nes indexierten Mietzinses (Art.
269b OR) sowie allenfalls eines
gestaffelten Mietzinses (Art. 269c
OR).
Die Umsatzmiete ist nicht gesetz-
lich geregelt, doch ist ihre Zuläs-
sigkeit von Lehre und Rechtspre-
chung anerkannt. Umsatzmieten
sind in jedem Fall solange zuläs-
sig, als der der Umsatzentwick-
lung angepasste Mietzins den
Rahmen von Art. 269 OR, der die
Missbräuchlichkeit definiert,
nicht verlässt.
Indexierte Mietzinse sind nur gül-
tig, wenn der Mietvertrag für min-
destens fünf Jahre abgeschlossen
wird. Es genügt, wenn der Ver-
mieter fünf Jahre gebunden ist.
Ein früheres Kündigungsrecht
des Mieters schadet nicht. Sodann
dürfen die Mietzinse einzig ent-
sprechend der Veränderung des
Landesindexes der Konsumen-
tenpreise angepasst werden. Er-
füllt eine Indexklausel in einem
Mietvertrag diese Anforderun-
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gen nicht, so ist die Indexklausel
grundsätzlich nichtig. Deren In-
halt gilt als nicht geschrieben. Als
Folge davon unterliegt der Miet-
vertrag dem gesetzlichen Miet-
zinsanpassungsregime.
Die Vereinbarung, dass sich der
Mietzins periodisch um einen be-
stimmten Betrag erhöht, wird als
Staffelmiete bezeichnet und ist
nur gültig, wenn der Mietvertrag
für mindestens drei Jahre abge-
schlossen wurde, der Mietzins
höchstens einmal jährlich erhöht
und der Betrag der Erhöhung in
Franken festgelegt wurde. Wer-
den nicht alle diese Voraussetzun-
gen erfüllt, ist auch die Vereinba-
rung von gestaffelten Mietzinsen
grundsätzlich nichtig.
Sind keine gesetzlich vorgesehe-
nen Anpassungsmodalitäten ver-
traglich vereinbart, ist eine Miet-
zinserhöhung nur unter Einhal-
tung der Voraussetzungen nach
Art. 269d OR zulässig. Nach die-
sem Artikel kann eine Mietzinser-
höhung jederzeit, jedoch nur auf
den nächstmöglichen Kündi-
gungstermin ausgesprochen wer-
den. Die Mietzinserhöhung muss
beim Mieter zehn Tage vor dem
Zeitpunkt eingehen, als für diesen
die Kündigungsfrist zu laufen be-
ginnt, um auf den Termin der
Mietzinserhöhung das Mietver-
hältnis kündigen zu können. Dar-
aus folgt, dass bei einem unkünd-
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baren, befristeten Mietverhältnis
eine Mietzinserhöhung ausge-
schlossen ist. 

EINSEITIGE ANPASSUNG
Nur bei kündbaren Mietverhält-
nissen räumt Art. 269d OR somit
dem Vermieter ein Recht zur ein-
seitigen Vertragsanpassung ein.
Erfüllt der Vermieter die weite-
ren Vorschriften gemäss Art.
269d Abs. 2 OR (Mitteilung der
Vertragsänderung auf dem vorge-
schriebenen amtlichen Formular,
Begründung der Vertragsände-
rung sowie keine gleichzeitige
Kündigung resp. Kündigungs-
androhung), ist die Vertragsände-
rung für den Mieter zunächst ein-
mal verbindlich. Nur wenn der
Mieter die einseitige Vertragsän-
derung innert 30 Tagen nach
Empfang der Kündigung respek-
tiv nach Ablauf der postalischen
Abholfrist bei Nichtentgegennah-
me der Kündigung bei der
Schlichtungsbehörde anficht,
kann er gegen die Mietzinser-
höhung vorgehen. Während der
Dauer eines Schlichtungs- sowie
eines allfälligen Gerichtsverfah-
rens gilt der Mietvertrag unverän-
dert weiter. Geschuldet bleibt so-
mit die Miete, welche vor der
Mietzinserhöhung gegolten hatte.

MISSBRAUCH
Beim Abschluss eines Mietvertra-
ges können sich die Parteien auf
einen übersetzten Mietzins eini-
gen. Ein solcher kann jedoch un-
ter den Voraussetzungen gemäss
Art. 270 OR angefochten und
herabgesetzt werden. Während
der Dauer eines Mietverhältnis-
ses hat sich der Mietzins am Prin-
zip der Kostenmiete zu orientie-
ren. Das heisst, nicht eine Verän-
derung von Angebot und
Nachfrage bestimmt die zulässige
Miete. Vielmehr soll die Höhe des
Mietzinses so begrenzt werden,
dass der Vermieter keinen über-
setzten Ertrag aus der Vermie-
tung erzielt (Art. 269 OR).
Gemäss ständiger Bundes-
gerichtspraxis ist der Ertrag des
Vermieters aus der Vermietung
(massgebend ist der Ertrag bezo-
gen auf den Anlagewert abzüglich
Fremdkapital) in der Regel so lan-
ge nicht übersetzt, wenn er den
Zinssatz der Grossbanken oder
der marktführenden Kantonal-
bank für erste Hypotheken nicht
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um mehr als ein halbes Prozent
übersteigt. 
Selbst wenn der Vermieter nach
dieser Definition keine übersetz-
te Nettorendite erwirtschaftet,
kann der Mietzins missbräuchlich
sein. Dies ist dann der Fall, wenn
die Anlagekosten auf einem of-
fensichtlich übersetzten Kauf-
preis oder auf offensichtlich über-
setzten Investitionen beruhen
(Art. 269 OR).

MIETER WEHREN SICH
Bisher wurde aufgezeigt, wann
Vertragsanpassungen seitens des
Vermieters zulässig sind. Was
kann ein Mieter aber unterneh-
men, wenn er eine Reduktion sei-
ner Mietzinse durchsetzen will
oder sich zumindest von der Last
von (zu) hohen Mietzinsen befrei-
en will? 
Der Mieter hat – anders als der
Vermieter - nicht die Möglichkeit,
den Mietzins einseitig anzupas-
sen. Dem Mieter stehen jedoch
folgende Vorgehensweisen offen:
Eine Anfechtung des Anfangs-
mietzinses gemäss Art. 270 OR ist
nur innert 30 Tagen nach Über-
nahme der Sache möglich. Ein sol-
ches Vorgehen ist nur unter quali-
fizierten Voraussetzungen mög-
lich und kommt selten vor,
weshalb die Voraussetzungen für
eine solche Anfechtung hier nicht
näher erörtert werden. 
Bei einem kündbaren Mietver-
hältnis ist die Anfechtung des
Mietzinses während der Mietdau-
er gestützt auf Art. 270a OR zu
prüfen. Voraussetzung für ein
Herabsetzungsbegehren ist ein
übersetzter Ertrag des Vermie-
ters aus der Mietsache sowie ku-
mulativ eine wesentliche Ände-
rung der Berechnungsgrundla-
gen. Eine Mietzinssenkung kann
deshalb grundsätzlich nur im Aus-

mass der Veränderung der relati-
ven Faktoren (Senkung des Ko-
stenniveaus) erfolgen. Der Mieter
kann nicht geltend machen, der
durch die letzte Mietzinsfestset-
zung bestimmte Mietzins sei
schon missbräuchlich gewesen.
Dies könnte nur mit einer An-
fechtung des Anfangsmietzinses
erreicht werden. Mit anderen
Worten: Ficht der Mieter eine
Mietzinsanpassung des Vermie-
ters nicht rechtzeitig an, kann der
gestützt darauf geltende Mietzins
erst wieder wegen Missbräuch-
lichkeit angefochten werden,
wenn seither eine wesentliche
Veränderung der Berechnungs-
grundlagen eingetreten ist.
Bei indexierten und gestaffelten
Mietzinsen ist die Anfechtung der
Mietzinse eingeschränkt auf die
Anfechtung der Anfangsmietzin-
se sowie im Falle der indexierten
Mietzinse auf die Kontrolle der
Mietzinsanpassung mit der Ände-
rung des Indexes. Die Parteien ha-
ben auf weitergehende Anfech-
tungsmöglichkeiten gesetzlich
zulässig verzichtet. 
Der wichtigste Fall, welcher zu ei-
ner Reduktion gestützt auf Art.
270a OR berechtigt, ist eine Än-
derung der Berechnungsgrundla-
ge infolge einer Hypothekarzins-
senkung. Der Mieter kann die
Mietzinsherabsetzung auf den
nächstmöglichen Kündigungster-
min verlangen. Als wesentliche
Veränderung gilt bereits eine Re-
duktion des Hypothekarzinssat-
zes um 0,25 Prozent. Entschei-
dend ist, dass das schriftliche Her-
absetzungsbegehren vor Beginn
der Kündigungsfrist beim Ver-
mieter eingeht. Der Vermieter
hat in der Folge 30 Tage Zeit, zum
Herabsetzungsbegehren Stellung
zu nehmen. Entspricht der Ver-
mieter dem Begehren nicht voll-
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umfänglich oder antwortet er
nicht fristgemäss, so kann der
Mieter innert 30 Tagen die
Schlichtungsbehörde anrufen.
Diese versucht eine Einigung zwi-
schen den Parteien zu ermögli-
chen. Scheitert dieses Unterfan-
gen und stellt die Schlichtungs-
behörde die Nichteinigung fest,
hat der Mieter, der auf der Miet-
zinsherabsetzung beharrt, das
Mietgericht anzurufen (Art. 274f
OR). 
Ansonsten fehlen dem Mieter die
Instrumente, den – beispielsweise
für den Mieter aus betriebswirt-
schaftlichen Gründen zu hohen -
Mietzins gegen den Willen des
Vermieters senken zu lassen. Der
Gesetzgeber ging davon aus, dass
dieses Geschäftsrisiko mangels ei-
ner speziellen Vereinbarung vom
Mieter zu tragen ist. Es lohnt sich
deshalb immer, dem Abschluss ei-
nes (Miet-)Vertrages genügend
Aufmerksamkeit zu schenken
und sich allenfalls beraten zu las-
sen.
Fehlt eine vertragliche Abma-
chung, bleibt dem Mieter nur die
Möglichkeit, zu versuchen mit
dem Vermieter die Konditionen
neu auszuhandeln. Ob der Mieter
damit Erfolg hat, hängt neben
dem Verhandlungsgeschick mass-
geblich von der Grösse des Ange-
bots und der Nachfrage nach Ge-
schäftsliegenschaften sowie den
Umzugskosten und der Mobilität
des Mieters ab. Und darauf hat
der Mieter in der Regel - im Ge-
gensatz zur Vertragsgestaltung -
keinen Einfluss mehr.

«NOTAUSGANG»
Einzig die Art. 263 und 264 OR
können einem Mieter unter be-
stimmten Voraussetzungen als
«Notausgang» aus einem nicht
mehr erwünschten (da nachteili-
gen) Mietvertrag dienen. Die Be-
rufung auf diese Artikel kommt
vor allem dann in Frage, wenn der
Mieter durch einen langjährigen,
teuren Mietvertrag gebunden ist
und auf dem Markt billigere Miet-
räumlichkeiten zur Verfügung
stünden und er zu einem Umzug
bereit ist.
Der Mieter von Geschäftsräumen
hat gestützt auf Art. 263 OR das
Recht, das Mietverhältnis mit
schriftlicher Zustimmung des
Vermieters auf einen Dritten zu
übertragen. Der Vermieter kann
seine Zustimmung nur aus wichti-
gen Gründen, etwa mangelnde
Solvenz oder vertragswidrige
Nutzung des neuen Mieters, ver-
weigern. Eine solche Übertra-
gung des Mietverhältnisses auf ei-
nen Dritten birgt jedoch Risiken.
Der ausscheidende Mieter haftet
nämlich für die Mietzinsen solida-
risch mit dem Dritten, und zwar
bis zum Zeitpunkt, in dem das

Mietverhältnis gemäss Vertrag
oder Gesetz beendet werden
kann, höchstens aber für zwei Jah-
re. 
Bei einer vorzeitigen Rückgabe
der Mietsache gemäss Art. 264
OR, der zweiten Möglichkeit, exi-
stiert keine solche Verpflichtung.
Kann der ausscheidende Mieter
dem Vermieter jedoch nicht einen
neuen zumutbaren Mieter vor-
schlagen, bleibt er bis zum Zeit-
punkt, in dem das Mietverhältnis
gemäss Vertrag oder Gesetz be-
endet werden kann, zur Mietzins-
zahlung verpflichtet.
Bei beiden Vorgehensweisen gilt,
dass es schwierig sein dürfte, ei-
nen Nachmieter zu finden, der die
Räumlichkeiten zu den gleichen
Bedingungen übernimmt. Die
Rechnung kann für den ausschei-
denden Mieter jedoch auch aufge-
hen, wenn er während einer be-
schränkten Zeit einen Teil der
Mietzinsen des Nachmieters zu
bezahlen bereit ist. 

SCHWACHE POSTITION
Von der Anpassung des Mietzin-
ses infolge Änderung der Berech-
nungsgrundlagen abgesehen, hat
der Mieter in der Regel keine
Möglichkeit, die Vermieterin zu
einer Reduktion des Mietzinses
zu verpflichten. Wurde die Frage
der Reduktion des Mietzinses im
ursprünglichen Vertrag, bei-
spielsweise durch Vereinbarung
einer Umsatzmiete, nicht gere-
gelt, bleibt dem Mieter nur die
Möglichkeit der Neuverhandlung
des Mietzinses aus einer in der Re-
gel schwachen Verhandlungspo-
sition, allenfalls die vorzeitige
Rückgabe der Mietsache oder die
Übertragung des Mietvertrages
auf einen Dritten.


